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Rabattverträge

Patienten fühlen sich schlecht versorgt

Von Daniel Rücker, Frankfurt amMain / DocMorris hat die Rabattverträge

etwas aus der Schusslinie genommen. Dabei hat sich die Situation bei

Weitem noch nicht entspannt. Jetzt begehrt ein Patientenverband auf.

habe, vorrätig zu haben. Schrott: »Wir kön-
nen das Warenlager nicht beliebig aufblä-
hen.« Bei Infektionen oder Schmerzen be-
stehe bei Rabattarzneimitteln grundsätz-
lich ein Problem.

Ärgerlich sind die Schwierigkeiten bei
den Rabattverträgen auch deshalb, weil es
eine praktikable Alternative gäbe. Alexan-
dra Franzmann stellte das vom Deutschen
Arzneiprüfungsinstitut (DAPI) entwickelte
Zielpreismodell vor. Dieses Konzept sieht
vor, dass der Arzt den Wirkstoff auswählt
und dem Apotheker Aut idem gestattet.
Der Apotheker wählt dann ein geeignetes
Präparat aus der Aut-idem-Gruppe aus.
Gegenüber den Krankenkassen garantie-
ren die Apotheker für jede Gruppe einen

bestimmten Durchschnittspreis. Einen

ausführlichen Beitrag zum Zielpreismodell

finden Sie in PZ 16 ab Seite 10.
Die Vorteile von Zielpreisen gegenüber

Rabattverträgen liegen auf der Hand: Da
der Apotheker das Präparat auswählt, gibt
es keine Lieferprobleme, die Ärzte können

die wirtschaftliche Verantwortung für die
Präparateauswahl an die Apotheker abge-
ben und die Krankenkassen erhalten eine
garantierte Einsparung, die sich aus der
Differenz zwischen dem Durchschnitts-
preis der Medikamente in der Aut-idem-

Gruppe und dem darunter liegenden ver-
einbarten Zielpreis ergibt. In Rheinland-
Pfalz hat der Landesapothekerverband vor

Die Beschwichtigungsversuche der AOK
haben wenig genutzt. Der Ärger über die
Rabattverträge allgemein und den der
Ortskrankenkassen im Speziellen ist bei
den Patienten angekommen. Viele erhal-
ten in der Apotheke nicht die gewohnten
Arzneimittel,manche verlassen sogar ganz
ohne Medikament die Apotheken. Für den
Pressesprecher der Deutschen Gesell-
schaft für Versicherte und Patienten
(DGVP), Manfred Pfeiffer, ist dies ein un-
haltbarer Zustand: »Hier wird mit der Ge-
sundheit von chronisch Kranken gespielt.
Wenn diese ihre Therapie nicht erhalten,
kann das im schlimmsten Fall mit dem Tod
enden«, sagte er in Frankfurt amMain.

Pfeiffer berichtete von zahlreichen An-
rufen Hilfesuchender, sie sich an die DGVP
wendeten. Aus seiner Sicht ist das ein
Alarmsignal: »Patienten melden sich im-
mer erst, wenn es wirklich brennt.« Es sei
kranken Menschen nicht zuzumuten, auf
der Suche nach dem richtigen Arzneimittel
von Apotheke zu Apotheke zu laufen. Vor
allem auf dem Landmüssten Patienten oft
unvertretbar weite Wege zurücklegen, bis
sie endlich eine Apotheke finden, die das
verordnete Medikament auf Lager hat.

Pfeiffer warf der AOK vor, mit zu klei-
nen Herstellern Verträge geschlossen zu
haben. Diese seien nicht in der Lage, alle
AOK-Versicherten angemessen zu versor-
gen. Das Resultat seien Lieferverzögerun-
gen um bis zu drei Wochen. Damit müss-
ten die Patienten oft auf ihnen unbekann-
te Medikamente wechseln, mit den be-
kannten Compliance-Problemen.

Aus Sicht der Apotheker bestätigte
Marc Schrott, Inhaber derHirsch-Apotheke
in Frankfurt am Main, die Probleme mit

dem AOK-Rabattvertrag. Die Situation
habe sich zwar in den vergangenen Tagen
ein wenig entspannt, dennoch gebe es
weiterhin massive Lieferschwierigkeiten
einiger AOK-Vertragspartner. Es komme

immer noch vor, dass Kunden ohne Medi-
kament weggeschickt werden müssten.

Zumindest für die Akutversorgung for-
dert Schrott ein schnelles Umdenken. Hier
seien Rabattverträge nicht umzusetzen.
Selbst wenn dieMedikamente beim Groß-
handel verfügbar wären, müssten sie im-

mer noch in die Apotheke kommen. Ange-

sichts der Fülle der Rabattverträge seien
Apotheker nicht in der Lage, sämtlicheMe-
dikamente, über die eine Kasse mit einem
Hersteller Sonderkonditionen vereinbart

Vorrätig oder nicht? Die
Rabattverträge machen
die Arzneimittelversorgung
nicht einfacher.

Foto: PZ/Archiv

meintlichen Verlust der
Therapiefreiheit kann es
kaum liegen. Zielpreisver-
einbarungen erlauben in
begründeten Ausnah-
men explizit die Abweichung im Preis
nach oben. Wenn Arzt und Apotheker
frühzeitig miteinander sprechen, kön-
nen kritische Patienten also durchaus
teurere Medikamente bekommen. Und

die Forderung, dass der Arzt in jedem
Fall das Präparat auswählen soll, ent-
spricht weder dem Bedarf noch dem
realen Detailwissen derMediziner über
die Gesamtheit der Generika.

Daniel Rücker

Stellvertretender Chefredakteur

Realitätsfern

Natürlich wäre es schön, wenn jeder
Arzt sich allein an medizinischen Ent-
scheidungen orientiert und jedem Pa-
tienten genau dasMedikament verord-
net, was dieser benötigt. Die Realität
sieht aber anders aus. Die Krankenkas-
sen wollen die Arzneimittelausgaben
möglichst niedrig halten und die Politik
unterstützt siedabei. Es istdeshalb voll-
kommen realitätsfern, die Rabattver-
träge abzulehnen, ohne ein geeignetes
Gegenkonzept zu präsentieren. Das
DAPI hat diesmit den Zielpreisen getan.
WarumdieDGVP diese für alle Beteilig-
ten weitaus bessere Lösung ablehnt,
bleibt deren Geheimnis. An dem ver-
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Gesundheitsreform

Aus sieben
wird eins
Von Thomas Bellartz / Dass Ulla

Schmidt über viel Durchset-

zungskraft verfügt, haben auch

Apothekerinnen und Apotheker

mehrfach miterleben müssen. Am

Montagwaren in Berlin die Kas-

sen dran: Ein neuer Spitzenverband

soll die Interessen der Kassen

bündeln.

wird«, sagteKirschner.Der ehemalige SPD-
Bundestagsabgeordnete kennt die Irrun-
gen und Wirrungen des deutschen Kran-
kenkassensystems wie kaum ein Zweiter.
Von 1998 bis 2005war er Vorsitzender des
Gesundheitsausschusses, hat mit Kassen
und deren Spitzenverbänden verhandelt.

Die Krankenkassenverbände hatten
vor Verabschiedung der Gesundheitsre-
form vor dem neuen Spitzenverband Bund
gewarnt. Nach dem Gesetz soll die neue
Organisation ab Mitte 2008 wichtige Auf-

gaben der Spitzenverbände übernehmen,

etwa bei der Erstattung von Arzneimitteln.
Am Montag wählten die rund 500

durch Sozialwahlen legitimierten Versi-
cherten- und Arbeitgebervertreter aller
Kassen den Verwaltungsrat des neu gebil-
deten Spitzenverbandes. Innerhalb »gut
einerWoche« soll sich nach Kirschners An-
gaben der aus 41 Mitgliedern bestehende
Verwaltungsrat konstituieren und seinen
dreiköpfigen, hauptamtlichen Vorstand
wählen. /

Es war das Wiedersehen alter Parteifreun-
de. Schmidt und Klaus Kirschner saßen Sei-
te an Seite und schrieben ein Stück ge-

sundheits- und sozialpolitischer Geschich-
te. Kirschner, für die SPD Jahrzehnte im

Deutschen Bundestag und lange Jahre
Vorsitzender des Gesundheitsausschus-
ses, hatte als Errichtungsbeauftragter für
dieGründungdesneuen Spitzengremiums
zu dessen Mitgliederversammlung geru-
fen. Mehr als 500 Kassenvertreter waren
nach Berlin gekommen.

Schmidt und Kirschner waren sich in

ihrer gemeinsamen politischen Vergan-
genheit nie so nahe gewesen wie jetzt.
Nicht selten hatte Kirschner dasMinisteri-
umgerügt. An einer grundsätzlichen Loya-
lität allerdings hat es dem Sozialdemokra-
ten nie gemangelt. Und gerade deshalb
war es wohl auch eine gute Wahl, Kirsch-
ner ins Boot zu holen.DieAufgabe bestand
und besteht in nicht weniger als der Ab-
schaffung von bisher sieben GKV-Spitzen-
verbänden und der Schaffung einer neuen,
deutlich größeren Einheit.

Die neue Konstruktion ist die Konse-
quenz aus der Gesundheitsreform. Die
Bundesgesundheitsministerin sagte an-

lässlich der konstituierenden Mitglieder-
versammlung: »Vom Spitzenverband ver-
spreche ich mir mehr Effizienz, mehr
Transparenz und weniger Bürokratie.« Er
sei ein »wichtiger Schritt in der Geschichte
der deutschen Sozialversicherung«.

Der Verband steht künftig an der Spit-
ze der Selbstverwaltung der Krankenkas-
sen. Schmidt wies darauf hin, dass auch
Ärzte oder Apotheker nur einen Spitzen-
verband hätten. Zu den Kassenverbänden
sagte sie: »Die sieben alten Spitzenverbän-
de sind ein Anachronismus.« Das alte Glie-
derungsprinzip sei überholt. »Allzu oft ha-
ben sich die alten Spitzenverbände in der
Vergangenheit gegenseitig blockiert.«

Der neue Verband wird künftig ein-

heitliche Verträge für alle Kassen abschlie-
ßen. »Es geht damit darum, dass die
Selbstverwaltung das Ausgabenvolumen

von rund 150 Milliarden Euro der GKV so
steuern kann, dass weiterhin eine ausrei-
chende Versorgung der Versicherten auf
höchstem Qualitätsniveau sichergestellt

Klaus Kirschner und Ulla Schmidt: Mehr Effizienz und weniger Bürokratie Foto: PZ/Hinkelbein

Pro-Generika-Geschäftsführer Hermann
Hofmann. Er erneuerte seine Forderung,
das Kartell- und Wettbewerbsrechtmüsse
als Ganzes auch für Krankenkassen gelten.
Die Forderung des Bundesrates habe die
Bundesregierung ignoriert.

Die Entscheidung des Kartellamts,wo-

nach Krankenkassen nach dem Vergabe-
recht ihre Lieferaufträge grundsätzlich
ausschreiben müssen, sei begrüßenswert,
reiche aber nicht aus. Pro Generika vertritt
auch die Interessen der großen deutschen
Generikahersteller, die sich an der ersten
AOK-Auschreibung nicht beteiligten. /

wenigenWochen eine entsprechende Ver-
einbarung mit den Krankenkassen getrof-
fen und in Schleswig-Holstein wird eine

ähnliche Regelung gerade verhandelt.
Erstaunlicherweise konnte sich DGVP-

Pressesprecher Pfeiffer nicht für das Kon-
zept erwärmen. Für ihn ist es ein Dogma,
dass derArzt dieMedikation völligunbeein-
flusst von ökonomischen Zwängen festlegt.
Es könne nicht das Ziel ärztlicher Therapie
sein, Patienten möglichst preiswert zu ver-
sorgen. Wohl auch deshalb blieb Pfeiffer
eine konkreteAntwort darauf schuldig,was
er den Rabattverträgen entgegensetzen

will. Ihm reicht es aus, wenn die Ärzte sich
ökonomisch verantwortlich verhalten.

Bundestag soll handeln
Nach Ansicht des Branchenverbandes Pro
Generikamüssen nun Bundestag und Bun-
desregierung handeln. »Wenn der Gesetz-
geber will, dass die Arzneimittelversor-
gung über dezentrale Verhandlungslösun-
genwie etwa die Rabattverträge zwischen
Krankenkassen und Herstellern gemäß
§ 130 a Absatz 8 SGB V geregelt werden
soll, dann muss er dringend den rechtli-
chen Rahmen dafür schaffen«, verlangte


